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2019: Leuchtendes Schweizer Kreuz oder zwölf  
verblassende Sterne?
Von Dr. rer. publ. HSG Roland Burkhard, Bern

EU = nicht Europa
Sicher ist Europa der kulturell und wirtschaftlich 
bedeutsamste (militärisch nicht mehr, deshalb 
nicht mehr der bedeutendste) Kontinent, und 
irgendwie auch für uns Schweizer unsere ent-
fernte Heimat. Ich fühle mich in der Schweiz, 
aber auch in Europa wohl. Aber Europa = nicht 
EU. Die heutige EU wurde von den Gründer-
vätern der EWG im Jahre 1957 auch niemals 
als das erdacht, was sie heute ist: Ein von einer 
monumentalen Brüsseler Administration kre-
iertes Monster für gesamteuropäische Regulie-
rung sämtlicher Lebensbereiche, die so ziemlich 
sämtlichen Interessen der Mitgliedländer entge-
gen laufen, weil jedes von ihnen seine eigene 
Geschichte, Daseinsform, Erwartungen, Mög-
lichkeiten und Hoffnungen hat. Das alles lässt 
sich weder über einen Leis ten schlagen noch un-
ter einen Hut bringen, schon gar nicht mit einer 
künstlich konstruierten Einheitswährung. So ist 
denn die gegenwärtig existentielle Krise der EU 
(Brexit, Italien, Frankreich, Deutschland, das 
konkursite Griechenland und die Fundamental-
Opposition der EU-Oststaaten etc.) verständlich. 
Die Idee der EG und sodann EU war sicher gut 
gemeint, aber das alles kam viel zu rasch und un-
überlegt. Die europäische Einigungsbestrebung 
konnte nicht in einigen Jahrzehnten das errei-
chen, wofür es schon nur in der kleinen Schweiz 
Jahrhunderte zäher Kämpfe bedurft hatte. Diese 
EU ist zum Scheitern verurteilt.
 
Schweiz in diese EU?
Die Frage des Beitritts stellt sich nicht. Doch mit 
einem Rahmenvertrag nach Brüsseler Vorgaben 
würden wir uns an Bord eines Schiffes begeben, 
das sich auf offener See mit riesigen Lecks auf 
Kollisionskurs befindet, und das ohne Seekarte, 
Kompass und Radar ohne Hinweis auf Tiefe und 
Weite auf ein imaginäres Utopia hinsteuert. Sich 
auf ein solches Boot zu retten, das sollten wohl 
nur Leute tun, die sich in akuter Seenot befinden. 
Das sind wir nicht. Der Schweiz geht es in jeder 
Hinsicht besser als sämtlichen EU-Staaten. Die 
Rettung brauchen nicht wir, sondern die EU 
braucht sie. 

Die SVP ist dagegen   
Die SVP und die Junge SVP waren stets und sind 
grundsätzlich GEGEN den Rahmenvertrag mit 
der EU (nicht aus Eigeninteresse, sondern be-
seelt vom urschweizerischen Unabhängigkeits- 
und Selbstbestimmungsgedanken; die Schweiz 
soll weiterhin Herr im eigenen Haus bleiben). 
Gewerkschaften/SP sind es wohl nur vorüberge-
hend aus kalkuliertem Eigeninteresse; auf sie ist 
kein Verlass, denn sie wollen letztlich in die EU. 
Aus zynischem Eigeninteresse votieren hinge-
gen derzeit Teile unserer Exportwirtschaft heftig 
FÜR diesen Unterwerfungsvertrag. Ihnen geht 
es rein ums Geldverdienen, die Unabhängigkeit 
der Schweiz ist ihnen (zumeist ihren auslän-
dischen Managern, die dort das Sagen haben) 
stinkegal, solange ihre Kasse stimmt.
 
Für Europa, aber gegen die EU
Ich bin an sich ein überzeugter Europäer, aber 
vehementer EU-Gegner. Denn eben: Die EU ist 
nicht Europa. Ein von Brüssel diktierter Anbin-
dungsvertrag an das sinkende Schiff EU wie der 
heute vorliegende, der unsere Unabhängigkeit 
massiv in Frage stellt, ist für mich unvorstellbar. 
Er ist deshalb abzulehnen; oder lassen wir uns 
viel, viel, viel Zeit zum Überlegen, allenfalls 
zum klugen Aushandeln eines fairen gleichbe-
rechtigten Verhältnisses. Die Frage eines EU-

Beitritts stellt sich schon gar nicht erst, denn bis 
die Schweiz darüber abzustimmen hätte, wird 
es die EU in der heutigen Form schon gar nicht 
mehr geben. In Europa fühle ich mich ohne die 
zwölf EU-Sterne auf blauem Hintergrund, auch 
wenn sie golden sind, sehr gut zuhause. Die nahe 
Heimat aber ist und bleibt ein schlichtes weisses 
Kreuz auf rotem Hintergrund. 
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Das Linke verführerische Gift – 
über die Nichtwahl von Erich Hess ins  
2. Vizepräsidium

«Die Vorbeugung gegen Gifte ist schwierig, weil 
die, welche heimlich Gift geben, es so anstellen, 
dass auch die Erfahrensten getäuscht werden», 
erkennt der griechische Arzt Dioskorides schon 
vor 2000 Jahren. «Die Bitterkeit nehmen sie dem 
Gift, indem sie Süsses hinzufügen, den schlech-
ten Geruch decken sie durch Duftmittel». Und 
nun hat also einer der unsrigen, einer der SVP, 
diesen Kelch gesoffen. Einer, der es hätte wissen 
müssen, dass der Trunk nicht mit Honigmilch 
angerührt ist. Einer der wusste, dass der gerei-
chte linke Becher vergiftet ist. SVP Stadtrat Kurt 
Rüegsegger hat sich gegen die Fraktion gestellt 
und sich mit Hilfe der Rot-Grünen Mehrheit 
in das Amt des Vizepräsidiums wählen lassen. 
Die Motive sind immer die gleichen. Für kurze 
Augenblicke des Triumphes trinken Menschen 
schlechtes Gebräu, in der Hoffnung, das Gift 
würde dann seine Wirkung doch nicht in dem 
vorgegebenen Masse entfalten. In aller Regel 
richten sich die Gifttrinker selbst, was den Blick 
auf die Rot-Grünen Vergiftertypen und den Gift-
garten von Mitte-Rechts lenkt.

Rot-Grün rechtfertigt den Giftanschlag mit feh-
lender Moral des durch die SVP einstimmig 
vorgeschlagenen Kandidaten Erich Hess. Die 
SVP habe mit der Nomination Hess eine Provo-
kation begangen. SVP-Kandidaten, welche die 
Parteilinie klar und rigoros vertreten, sind nach 
den gängigen Regeln der Giftmischer also nicht 
geeignet, dieses Amt in Würde zu vertreten. 
An der gleichen Stadtratssitzung wählt Rotgrün 
ohne mit der Wimper zu zucken den rechten Arm 
der Reitschule, Eva Krattiger, in die Aufsichts-
kommission der Stadt Bern. Eine fundamenta-
listische linksaussen Politikerin, die behauptet, 
«Shoot G-20» sei kein Aufruf zu Gewalt. Die 
auch sagt «Ich verspüre keine Wut auf die Kra-
wallmacher. Es gab ja viele andere, die gewaltlos 
demonstrierten.» Solches Personal wird dann im 
Berner Stadtrat locker in das höchste Kontroll-
organ der Stadt Bern gewählt. Eine Aktivistin, 
die sich nicht von Gewalt distanziert. Wenn der 
Wahlvorschlag Erich Hess in den Augen der SP 
eine Provokation darstellen soll, ist die Wahl der 
linksaussen Politikerin Krattiger eine Kastration 
der Verwaltungsaufsicht in der Stadt Bern.

Die Giftmischerei – in der Antike galt sie als 
Zauberkunst. Doch die Nichtwahl des von der 
SVP vorgeschlagenen Kandidaten Erich Hess 

in das zweite Vizepräsidium, hat mit Zauberei 
nichts am Hut. Unter dem Deckmantel konspi-
rativer Anonymität wurde geheime Wahl be-
schlossen. Damit man das Gift heimlich ver-
abreichen kann. Das grausame Experiment, es 
schadet nicht nur der SVP, es spritzt das Gift bis 
weit in die Gesellschaft hinein. Wer übertreibt, 
riskiert eine möglicherweise extreme und irra-
tionale Gegenreaktion, die alles infrage stellen 
kann, was wir eigentlich schätzen. Demokratie 
ist Machtbegrenzung. Und die seit Generationen 
geltenden Prinzipien bei der Bestellung der Prä-
sidien für den Berner Stadtrat begrenzte auch die 
Macht der Mehrheit. Indem die durch die Partei 
und Fraktion vorgeschlagenen Kandidaten ge-
wählt wurden. Dieses ungeschriebene Gesetz 
war bis heute ebenfalls Bestandteil der Berner 
Demokratie. Mit der Nichtwahl von Erich Hess 
in das zweite Vizepräsidium ist abermals ein 
Stück Demokratie der Stadt Bern zu linker Gift-
mischerei verkommen. Mit freundlicher Unter-
stützung der Stadträte von FDP, BDP und GLP.

Von
HenriCharles  
Beuchat, Stadtrat 
SVP Bern

Kurt Rüegsegger, der «Giftmischer»

Erich J. Hess, der «Vergiftete»

Bewaffnung von 
Moslems mit 
staatlicher  
Förderung – gut 
zu wissen
Die Eidgenössische Kommission gegen Ras-
sismus (EKR), ist ein Schlag ins Gesicht aller 
ehrlichen Bürger. Herr XY hat einen Antrag auf 
Waffenerwerbschein (WES) eingereicht. Die Er-
teilung wurde abgelehnt. Daher erfolgte ein Wie-
dererwägungsgesuch mit Hilfe der kantonalen 
Rassisimusberatung. Ja, richtig, auch das gibt es 
im Land der Sorglosen! Damit ist die EKR auf 
die Bühne getreten und die Behörden sind um-
gefallen. Die EKR findet, dass auch ein Moslem 
Anrecht auf einen Waffenerwerbsschein hat und 
diesen nun auch erhält. Die blinde Ahnungslo-
sigkeit dieser Kommission und deren politische 
Voreingenommenheit, veranlasst uns aufzuzei-
gen, wer darin «hockt» und für diesen Unsinn 
ansehnliche Entschädigungen erhält. 

Das sind die Mitglieder, dieser überdimensio-
nierten, linken und absolut nutzlosen Kommis-
sion:
Martine Brunschwig, Präsidentin, Vorsitz
Gülcan Akkaya, Vizepräsidentin 
Sabine Simkhovich-Dreyfus, CH israelitischer 
Gemeindebund 
Wolfgang Bürgstein, Schweiz Bischofskonfe-
renz 
Fredy Fässler (!), Konferenz der Polizei-Direk-
toren 
Stefan Heinichen, Experte für Sinti und Roma 
Maya Hertig, Prof. Rechtswissenschaften 
Ruedi Horber, Gewerbeverband 
Madeleine Joye, Expertin für Journalismus 
Rifa’at Lenzin, Theologin, Expertin für Islam-
wissenschaften 
Frank Mathwig, Schweiz. Evangelischer Kir-
chenbund 
Venanz Nobel, Experte für Jenische und fahren-
de Lebensweise 
Rita Schiavi, Schweiz. Gewerkschaftsbund 
Nenad Stojanovic, Experte für Politikwissen-
schaften 
Celeste C. Ugochukwu, Experte für Afrika-
nische Diaspora 
Bernard Wicht, Schweiz. Konferenz der Erzie-
hungsdirektoren

Bild: zvg

Bild: pixabay.com
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Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 4/18
Die Frage war: Wieviel Gramm Gold wurden 
verwendet?

Auflösung: 

Die verwendete Menge Gold betrug 45’000 Blatt 
und wog lediglich 700 Gramm.

Je einen Eintritt in den Zoo Zürich gewinnen:

Heinrich Trueb, 8048 Zürich / Willy Reinert, 
5430 Wettingen / Carmen Marth, 6391 Engel-
berg

Die weiteren Gewinner aus der ganzen Schweiz 
erhalten ein Buch der Schweizerischen Vereini-
gung PRO LIBERTATE «Christen und Muslime in 
einer Demokratie: Geht das?» im Wert von je 
30 Franken.

Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch
Wer mitmacht, gewinnt!

Bild: Lubomir T. Winnik

Zu gewinnen gibt es Gutscheine im Wert von total 500 Franken für das Restaurant 
Kleefeld in Bern-Bümpliz (siehe Inserat Seite 13).

Die Gutscheine werden uns von aNationalrat Thomas Fuchs und Beatrice Wittwer-
Koch, Inhaberin der Tierklinik Pezzi.vet, zur Verfügung gestellt.

Benutzen Sie den Talon auf Seite 16 oder senden Sie die Lösung via Mail an idee@jsvp.ch

Wie heisst die Person rechts von General Guisan?

Hauptversammlung 2019
Samstag, 9. März 2019, 10.15 Uhr

Landgasthof Schönbühl  
alte Bernstrasse 11  

3322 Urtenen-Schönbühl

Öffentlicher Vortrag 
Beginn um 11.00 Uhr

«Migrationsmanagement
– eine Annäherung»

Alexander Ott
Co-Leiter des Polizeiinspektorats der Stadt Bern,

Vorsteher der städtischen Fremdenpolizei
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In die Höhle des Löwen – Ein Reisebericht
Von Michelle Singer, Nicolas Rasper  

und Benjamin Fischer

Über etwas zu urteilen, das man selber noch 
nicht besucht hat, bringt immer einen faden Bei-
geschmack. Egal ob man über ein vorher noch 
nicht besuchtes Lokal wettert oder man vom 
hören sagen über eine Person herzieht. So nah-
men wir die Einladung für einen Besuch im EU 
Parlament in Strassburg gerne an. Um es bereits 
vorweg zu nehmen, unser Bild der EU hat sich 
mit dem Besuch nicht verbessert, im Gegenteil. 

Vom 15. bis 17. Januar wagten also 12 motivierte 
JSVPler den Ausflug in die Höhle des Löwen 
und bekamen einen Einblick in das Herz der 
Europäischen Union. 

Tag eins, Anreise
Am Dienstag geht die Reise los, mit dem Bus 
Richtung Strassburg. Den ersten Tag gehen wir 
ruhig an und verbringen den Nachmittag mit 
Sightseeing in der schönen malerischen Stadt 
Strassburg. Unter Anderem besuchen wir das 
eindrückliche Strassburger Münster auch be-
kannt als La Cathédrale Notre-Dame. Ein gross-
artiges Bauwerk das 2015 sein 1000 jähriges 
Jubiläum feierte.

Auf dem Platz, wo vor wenigen Wochen noch 
der Strassburger Weihnachtsmarkt glänzte, ste-
hen wir schliesslich gekennzeichnet von tiefer 
Trauer um die am 11.12.2018 bei einem Terror-
anschlag verstorbenen Menschen. Bilder, Blu-
men und duzende Kerzen erinnern an die Opfer. 
Wir fühlen mit und es wird uns schmerzlich 
bewusst, wie stark der islamistische Terror schon 
in den europäischen Alltag eingedrungen ist und 
wie nahe an der Schweizer Grenze dieser bereits 
stattfindet. 

Schnell wird es 18.00 Uhr und wir begeben uns 
in ein heimeliges Lokal für das Abendessen. 
Mit einem Gläschen Wein und einem Humpen 
regionalem Bier und typisch elsässischem Essen 
lassen wir den Abend ausklingen.

Tag zwei, Besuch des  
EU-Parlaments
Am Mittwochmorgen besuchen wir vor dem 
Parlamentsbesuch die Orangerie. Der  wunder-
schön angelegte, älteste Park von Strassburg, 
inmitten von Betonblöcken. 
Von dort machen wir uns auf ins nahegelegene 
EU-Parlament. 

Nach einem Check wie am Flughafen gelangen 
wir in das Innere des Bürokratiemonsters. Von 
einer jungen Dame werden wir freundlich beg-
rüsst und zum Restaurant geführt. Selbstständig 
erkunden wir den öffentlich zugängigen Teil des 
gigantischen Palastes. 

In einem topmodernen Sitzungszimmer wird 
uns vom Parlamentsdienst die Funktionsweise 
und politischen Abläufe der EU nahegebracht. 
Im Anschluss treffen wir auf Bernd Lucke der 
uns seine Arbeit als Abgeordneter und seine 

Rolle als EU-Skeptiker erklärt. Die EU als Frie-
densprojekt und Wirtschaftsgemeinschaft findet 
er grundsätzlich sinnvoll, eine weitere europä-
ische Integration lehnt er jedoch ab.
Für ca. eine Stunde können wir einer Plenarsit-
zung beiwohnen, gerade einmal 30 Parlamenta-
rier sitzen im Parlamentssaal der Platz für 751 
bietet.
Um 17.00 Uhr treffen wir uns mit Prof. Dr. 
Joachim Starbatty einem weiteren Parlamenta-
rier und Euro Kritiker der ersten Stunde. Der in 
einem fulminanten und anspruchsvollen Referat 

die Fehlkonstruktion und volkswirtschaftliche 
Idiotie des Euro erklärt.  

Mit einer noch klareren Haltung weiter mit aller 
Kraft für eine unabhängige und selbstbestimmte 
Schweiz zu kämpfen gehen wir zum Abendessen 
und lassen den Abend mit französischen Spezia-
litäten zu Ende gehen. 

Tag drei, Ausklang und letzte 
Schritte durch Strassburg
Gemütlich treffen wir uns in einem kleinen fran-
zösischen Café im jüdischen Viertel. Nach einer 
kleinen Stärkung machen wir uns ein letztes mal 
auf in die Strassburger Altstadt. Mit vielen ge-
sammelten Eindrücken treffen wir uns um 14.00 
Uhr wieder im Bus, um zurück in unsere schöne 
Schweiz zu reisen.

Unter anderem wurde uns an unserem Ausflug 
vor Augen geführt: Die EU ist ein Moloch son-
dergleichen, dem die Schweiz fernbleiben muss. 
Das EU-Budget belief sich im Jahre 2018 auf 
sage und schreibe 160 Mrd. Euro. In Anbetracht 
dessen, dass das zusätzlich zu den nationalen 
Budgets ausgegeben wird, da die EU nur Re-
geln setzt und nicht für die Umsetzung zahlt, ist 
dies enorm. Der Höhepunkt der Absurdität ist 
der monatliche Umzug des EU Parlaments von 
Brüssel nach Strassburg für jeweils eine Woche. 
Dies kostet den europäischen Steuerzahler 180 
Mio. Euro. Die Europäische Union sollte sich 
auf ihre Kernaufgabe, nämlich dem gemein-
samen Wirtschaftswachstum zur Kriegsverhin-
derung zurückbesinnen.
Wir bedanken uns, bei den Parlamentariern und 
Büromitarbeitern für die offenen Gespräche und 
den Teilnehmern für das Interesse, die zahl-
reichen guten Gespräche und die super Stim-
mung!
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Kommentar des Präsidenten zur Reise  
nach Strassburg

Dass die EU ein bürokratischer, demokratie-
feindlicher Moloch ist und dass sich die Schweiz 
mit aller Kraft gegen die gegnerische Übernah-
me mittels Rahmenabkommen wehren muss, 
all das war uns schon vor unserer Reise ins 
EU Parlament klar. Und doch vermochte der 
direkte Einblick teilweise schlimmste Vorstel-
lungen noch zu übertreffen. Wir sprechen hier 
von einem Parlament aus 751 Abgeordneten, 
die fürstlich entlöhnt werden und grosszügig 
Spesen abrechnen. Jeder Parlamentarier verfügt 
über einen Bürochef, Mitarbeitende und Prak-
tikanten. Das macht rund 7’000 Personen die 
alleine für das EU Parlament tätig sind. Doch ein 
EU Parlamentarier hat bedeutend weniger Ein-
flussmöglichkeiten auf die Geschicke der EU als 
ein Parlamentarier in der Schweiz in Bund oder 
Kanton Einfluss nehmen kann. Parlamentarische 
Instrumente wie Motion oder Parlamentarische 
Initiativen sind gänzlich unbekannt. Das EU 
Parlament kann also keine eigenen Gesetzes-
vorlagen einbringen. Das Parlament kann nur 
Vorlagen ändern, die von der EU Kommission, 
also der Exekutive, vorgelegt werden und diese 
abnicken oder ablehnen. Ändert das Parlament 
jedoch in eine Richtung, die der EU Kommission 
nicht passt, kann diese die Vorlage zurückziehen. 
So etwas wäre im parlamentarischen Prozess 
der Schweiz undenkbar. Nicht zu vergessen, 
dass neben dem EU Parlament auch immer noch 
der Rat der Europäischen Union (die zweite 
legislative Kammer) mitredet. Daneben gibt es 
dann noch den Europäischen Rat, welcher der 
Europäischen Kommission zur Seite steht, nicht 
zu verwechseln mit dem Europarat, der wiede-
rum mit der EU nichts zu tun hat. Wenn Sie das 
alles etwas verwirrt, dann machen Sie sich keine 
Sorgen, das hat System in der EU. So hat uns ein 
langjähriger Mitarbeiter eines Parlamentariers 
beim Bier erklärt, er entdecke fast täglich etwas 
Neues im Bürokraten-Dschungel. Man könnte 
fast meinen, es sei absichtlich so konstruiert, 
dass niemand wirklich weiss, wer für was ver-
antwortlich ist und wer wofür bezahlt wird und 
die Meisten scheint es auch nicht zu interessie-
ren, solange sie ordentlich bezahlt werden. 
Wenigstens hat die EU für Frieden in Europa 
gesorgt, so das gängigste Argument der EU 
Freunde. Selbst damit liegen sie falsch, denn der 
Friede in Europa geht erstens auf die NATO zu-
rück und zweitens auf die engere wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, die auch auf die Wirtschaftsu-
nion zurückgeführt werden kann. Die politische 
Union hingegen hat bisher mehr für Konfliktpo-
tential statt für Frieden gesorgt.  

Von 
Benjamin Fischer,  
Kantonsrat und  
Präsident Junge 
SVP Schweiz, 
8604 Volketswil

Junge SVP Kanton Bern zieht vors 
Obergericht

Von Adrian Spahr und Nils Fiechter,  
CoParteipräsidenten Junge SVP Kanton Bern 

Am 14. Januar 2019 verurteilte das Regionalge-
richt Bern-Mittelland die beiden Co-Parteiprä-
sidenten der Jungen SVP Kanton Bern, Adrian 
Spahr und Nils Fiechter wegen Rassendiskri-
minierung zu einer bedingten Geldstrafe. Für 
die Junge SVP Kanton Bern ist dieser Entscheid 
nicht akzeptabel, weshalb Berufung gegen das 
Urteil des Regionalgerichts eingereicht wird. 
Somit wird das Obergericht des Kantons Bern 
als nächste Instanz über den Fall befinden.
In einer politischen Diskussion muss es zwin-
gend möglich sein, unverblümt Missstände 
anzusprechen – ohne dabei irgendwelche Per-

sonengruppen, Ethnien oder Rassen diskriminie-
ren zu wollen. Dieses Recht auf freie Meinungs-
äusserung sieht die Junge SVP Kanton Bern 
mit dem Urteil der Gerichtspräsidentin Bochsler 
(gemäss Medienberichten Grüne) in Bezug auf 
das vor nun bald einem Jahr veröffentlichte «Zi-
geuner-Plakat» als nicht gewährleistet an. Aus 
diesem Grund und unter Berücksichtigung der 
Tatsache, dass den beiden Co-Präsidenten unzu-
treffende Vorwürfe gemacht worden sind (man 
wolle generell Fahrenden das Recht auf Transit-
plätze verweigern, ungeachtet deren Finanzie-
rung, usw.), sehen sich die Co-Präsidenten der 
Jungen SVP Kanton Bern gezwungen, gegen 
besagtes Urteil Berufung einzureichen.
In einem ersten Schritt wird in den kommenden 
Tagen deshalb eine Berufungsanmeldung er-
folgen. Danach wird das Regionalgericht eine 
schriftliche Urteilsbegründung auszufertigen 
haben. Dieser begründete schriftliche Entscheid 
bildet dann Gegenstand einer Berufung.
Unter dem Strich ist die Junge SVP Kanton Bern 
schockiert über das Urteil des Regionalgerichts 
und erhofft sich beim Obergericht – wo notabene 
drei Richter urteilen werden – mehr Chancen.

Denn neben der unsäglichen Konstruktion des 
Bürokratiemonsters hat die EU noch ein ganz 
anderes, fundamentales Problem. Niemand in 
diesem Laden scheint zu wissen, wohin die 
Reise eigentlich gehen soll. Zumindest wollen 
es diejenigen die es wissen nicht offen sagen. 
Die heutige EU ist weder Fisch noch Vogel, für 
einen Staatenbund bereits zu viel, für einen Bun-
desstaat zu wenig. Die EU mit dem Euroraum ist 
ein Konstrukt das nicht funktioniert und grossen 
Schaden über die Menschen Europas bringt. Für 
die Südstaaten ist der Euro zu stark, was ihren 
Export abwürgt. Da sie ohne eigene Währung 
nicht abwerten können, sind sie auf Transferlei-
stungen (hauptsächlich aus Deutschland) ange-
wiesen. Obwohl jeder halbwegs seriöse Ökonom 
wusste, dass dies nötig wird, hat man solche 
Transfers bei der Einführung des Euros explizit 
ausgeschlossen, sonst hätte kaum ein Land den 
Euro eingeführt. Dass die Deutschen, welche 
mehr als genug Probleme im eigenen Land ha-
ben, langfristig nicht bereit sind, für die ganze 
EU zu bezahlen und dass sie ihre Transfers an 
klare Bedingungen knüpfen, ist verständlich. 
Genauso verständlich ist aber auch, dass sich 
die Griechen und die Italiener nicht eine Finanz-
politik aus Deutschland diktieren lassen wollen. 
Das viel gelobte Friedensprojekt EU führt also 
direkt zu mehr Spannungen und Konflikten unter 
den Mitgliedsstaaten. Die Einführung einer Ein-
heitswährung für Länder mit unterschiedlicher 
Wettbewerbsfähigkeit, also die Einführung des 

Euros macht nur Sinn, wenn man die Vereinigten 
Staaten von Europa will. Als Staatenbund ist die 
EU bereits viel zu zentralistisch, für einen Bun-
desstaat fehlen jedoch entscheidende Bereiche 
wie die gemeinsame Fiskal- und Wirtschafts-
politik, ein gemeinsames Sozialsystem oder die 
gemeinsame Verteidigungspolitik. Doch das wa-
gen die Strippenzieher nicht öffentlich zu sagen, 
denn sie wissen, dass bei diesen Projekten längst 
nicht alle heutigen EU Staaten dabei wären. 
Und so sagen die meisten Experten und auch 
die von uns befragten EU Parlamentarier, dass 
man sich wohl weiterhin einfach durchwursteln 
wird (was den Euro betrifft heisst dies zum Bei-
spiel Gelddrucken ohne Ende). Es besteht dafür 
sogar ein Fachbegriff der Organisationstheorie: 
«muddling through». Man kann sich darüber 
lustig machen aber für tausende Südeuropäer in 
Arbeitslosigkeit und ohne Perspektive, und für 
Tausende Deutsche, die tagtäglich schuften, um 
ein gescheitertes Projekt durchzufüttern, ist es 
bittere Realität.

Als Schweizer bleibt zu sagen, dass wir selbst-
verständlich an guten wirtschaftlichen Bezie-
hungen mit allen Staaten interessiert sind. Wer 
aber einen EU Beitritt der Schweiz oder die 
Anbindung über ein institutionelles Abkommen 
fordert ist entweder hoffnungslos ideologisch 
verblendet oder hat nicht alle Tassen im Schrank, 
wahrscheinlich hat das eine mit dem anderen 
zu tun. 
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«Kunststoff überall und über alles»
Von Daniel Christen, Eco Swiss

Wir leben in einem Plastikzeitalter. Immer mehr 
Werkstoff und Verpackungen bestehen aus Pla-
stik. Plastik ist Wunderwerk und Teufelszeug 
zugleich. Einerseits vielseitig verwendbar, preis-
günstig und unglaublich haltbar. Andererseits 
verantwortlich für Verschmutzungen in globalen 
Dimensionen. Jeden Tag landet mehr Plastik-
müll in der Natur, in Flüssen und Ozeanen. 

Vierfach mehr Mikroplastik als  
Makroplastik
Insgesamt wurden bisher rund 8,3 Milliarden 
Tonnen Kunststoffe produziert, den grössten Teil 
davon machen Verpackungen aus. Jeder Schwei-
zer verursacht über 200 kg Verpackungsmüll pro 
Jahr. Die stoffliche Rezyklierung gelingt kaum. 
Immerhin wird hierzulande die meiste Kunst-
stoffverpackung in Kehrrichtverbrennungsanla-
gen energetisch verwertet. 
Sorgen machen jedoch kleinere Teile. Diese 
überwiegen gewichtsmässig die grösseren Teile 
um das Vierfache. Viele Plastikkleinteile gelan-
gen über die Fliessgewässer bis ins Meer. Die 
Fachleute unterscheiden zwischen Makroplastik 
und Mikroplastik. Die Grenze liegt bei einer 
Teilchengrösse von fünf Millimetern. 
Zigarettenfilter sind vor Plastikbehältern und 
Fischernetzen die Hauptquelle von Makroplas-
tik in den Meeren. Weltweit werden pro Jahr 
5,6 Billionen Zigaretten geraucht. 4,5 Billionen 
landen danach auf der Strasse oder in der Natur, 
und dies obwohl die WHO 2017 Zigarettenstum-
mel zum Sondermüll erklärt hat. Die Filter sind 
hochgiftig. Sie enthalten Nikotin, Arsen, Blei, 
Cadmium und Chrom. Laut dem BAFU verur-
sachen die Zigarettenstummel in der Schweiz 
jährliche Reinigungskosten von 55 Millionen 
Franken. 
Im Juli 2018 hat das Fraunhoferinstitut für Um-
welt-, Sicherheits- und Energietechnik eine Stu-
die zu Mikroplastik veröffentlicht. Der grösste 
Verursacher für Mikroplastik ist der Abrieb von 
Autoreifen. Rund ein Drittel der Emissionen 
entfallen gemäss der Studie darauf. 

Weitere Hauptquellen sind die Abfallentsor-
gung, der Abrieb der Fahrbahndecken, das 
Waschen von Textilien und Freisetzungen auf 
Baustellen. Der Abrieb von Schuhsohlen liegt 
auf Platz sieben. Die in Kosmetika zugesetzten 
Plastikkügelchen zum Hautpeeling landeten auf 
Platz 17 der Negativliste. 

Fragwürdige Entfernung  
End-of-Pipe
Kläranlagen vermögen zwischen 75 und 95 Pro-
zent des Plastiks zurückhalten. Trotzdem ge-
langen jährlich 13 Millionen Tonnen Plastik in 
die Weltmeere. Laut der deutschen «Industrie-
vereinigung Kunststoffverpackung» stammen 
80 Prozent des Plastikmülls aus Asien. Was 
sollen da Verbote für Einweg-Kunststoffe, wie 
z.B. Trinkhalme in Europa ausrichten, wenn die 
grössten Plastik-Verschmutzer der Welt aus Chi-
na, Indonesien, den Philippinen, Thailand und 
Vietnam kommen? 
Rund 150 Millionen Tonnen Kunststoff treiben 
in den Ozeanen. Manche sind in riesigen Stru-
deln angereichert. Dort gibt es teilweise schon 
heute mehr Plastik als Plankton. Die Vereinten 
Nationen prophezeien sogar eine Verzehnfa-
chung der Plastikabfälle in den Ozeanen bis 
2050. Dann schwimmen dort mehr Plastikteile 
als Fische. 
Demnächst soll das Reinigungssystem «The 
Ocean Cleanup» Plastik von der Oberfläche des 
Pazifischen Ozeans einsammeln. Am 8. Sep-
tember 2018 verliess es seinen Montageplatz in 
San Francisco in Richtung eines 500 Kilometer 
entfernten Müllstrudels. Wie Fangarme sollen 
sich 600 Meter lange Kunststoffrohre um den 
Plastikmüll legen, an deren Unterseite drei Me-

ter tiefe Netze befestigt sind. Das Projekt wird 
von Experten durchaus auch kritisch betrachtet. 
Abgesehen vom klimaschädlichen Energiever-
brauch wird moniert, dass «The Ocean Cleanup» 
buchstäblich nur an der Oberfläche kratze. 
Der grösste Teil des Plastikmülls liegt unter-
halb der Meeresoberfläche. Das deutsche Al-
fred-Wegener-Institut hat durch Untersuchung 
an verschiedenen Orten der Weltmeere festge-
stellt, dass am Meeresboden durchschnittlich 
hundert Mal mehr Plastik abgelagert ist, als 
an der Meeresoberfläche treibt. Das im Meer 
schwimmende oder abgelagerte Mikroplastik 
wird relativ schnell von einem Biofilm überzo-
gen. Meeresorganismen können daher zwischen 
biologischen Futter und Plastik kaum unter-
scheiden. 

Verantwortung der Schweiz
Die Schweiz liegt an keinem Weltmeer und 
trägt auch wenig zu deren Verschmutzung bei. 
Hauptsünder sind scheinbar Schwellenländer 
auf anderen Kontinenten. Doch bei genauerer 
Betrachtung zeigt sich, dass manches Verpa-
ckungsmaterial, das beispielsweise in Fernost 
in die Meere gelangt, von Exporten aus Europa 
stammt. Die hiesige Industrie trägt also durchaus 
auch eine Verantwortung. 
Untersuchungen zeigen zudem, dass die Wahl 
des Materials für Produkt und Verpackung eine 
entscheidende Rolle spielt. Papier baut sich in 
den Meeren innert Wochen ab, Karton innert 
Monaten. Dagegen brauchen Plastiktüten 10 bis 
20 Jahre und PET-Flaschen sogar fast 500 Jahre, 
bis sie zersetzt sind. 

Manche Schweizer sind nicht besser als die 
Ausländer, auf die sie mit ihren Fingern zeigen. 
Auch sie lassen Abfall einfach liegen. Das zei-
gen beispielhaft die Hinterlassenschaften von 
Openairs. Dabei ist die heutige Generation so 
umweltfreundlich wie noch keine zuvor. Nie hat 
das Schweizer Stimmvolk so restriktive Aufla-
gen gefordert wie heute. Der CO2-Absenkpfad 
wird derzeit deutlich verschärft. Es wird mit 
ehrwürdigen Argumenten eine 2000-Watt-Ge-
sellschaft gefordert. Dazu kommen neue oder 
strengere Auflagen in praktisch allen Bereichen 
des Umweltschutzes. 
Die Flut an neuen oder erweiterten Umweltauf-
lagen zeigt, dass der Umweltschutz zum öffentli-
chen Gut verkommen ist. Entsprechend glauben 
manche Schweizer, den Schutz der Umwelt an 
die Öffentlichkeit delegieren zu dürfen und sich 
selbst an keine Regeln halten zu müssen. Ein 
Umdenken tut not. 

Fraunhofer Studie «Kunststoffe in der Umwelt»:
https://www.umsicht.fraunhofer.de/de/presse-
medien/pressemitteilungen/2018/konsortial-
studie-mikroplastik.html
Projekt «The Ocean Cleanup»:
https://www.theoceancleanup.com
Problem von Unterwasser-Plastik im Meer:
https://www.plasticstoday.com/sustainability/
microplastics-below-ocean-may-be-bigger-
problem-what-s-on-surface/174896130059469

StrandBoulevard Manila 2018: Möchten Sie 
hier Ihr Badetuch ausbreiten? (Foto: zvg)

The Ocean Cleanup in der Bucht von San 
Francisco (Foto: DPA)

Openair Frauenfeld 2018: Das schlechte 
Gewissen müssen grundsätzlich immer nur 
die anderen haben und da Wegwerfzelte Im
portware sind, belasten sie nicht einmal die 
Schweizer CO2Bilanz (Foto: zvg)
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Sind Sie schon Mitglied?
Treten Sie dem PIKOM bei, welches sich zum Ziel gesetzt hat, die Öffentlichkeit über die wahren  
Fakten und Entwicklungen im Bereich der Ausländerpolitik zu informieren. Der jährliche Beitrag beträgt 
Fr. 65.–. Sie erhalten einen Einzahlungsschein für den Jahresbeitrag.

l  Ich will Mitglied werden l  Senden Sie mir weitere Informationen zu

Name: 

Vorname:

Strasse/Nr.:

PLZ: Ort:

Telefon:

E-Mail:

Einsenden an: PIKOM, 5000 Aarau – Fax 031 981 39 82 www.pikom.ch

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

✁

Doppelte Staatsbürgerschaf-
ten, doppelte Loyalität

Mehrfache Staatsangehörigkeiten sind in der Schweiz 
erst seit 1992 gesetzlich möglich. Waren im Jahr 2000 
gerade 8,6 Prozent der Schweizer Doppelbürger, zählte 
man 2016 bereits 916’257 oder 17,3 Prozent. Im restrik-
tiven Österreich haben sich einbürgerungswillige von 
der alten Staatsbürgerschaft zu trennen, dies gilt auch 
für Österreicher, die den Schweizer Pass annehmen. 
Eine Mehrheit der EU-Staaten lässt die Doppelbürger-
schaften mittlerweile zu, die Frage der Wehrpflicht ruft 
aber nach Sonderregelungen. 

Alt-Bundesrat Arnold Koller 
(CVP) plädiert für Rahmen-
abkommen

Es gelinge der Schweizer Politik nicht mehr, tragfähige 
Mehrheiten für Volksabstimmungen zu schaffen. Der 
Stellenwert der Zusammenarbeit sei gesunken, weil es 
leichter sei, sich mit Kritik zu profilieren als mit konstruk-
tiven Vorschlägen. Dieser Mechanismus zeige sich auch 
bei der aktuellen Debatte zum Rahmenabkommen mit 
der EU, die EU sitze am längeren Hebelarm, der Brexit 
sollte uns eine Lehre sein. 

Neuer Einzahlungsschein 
mit massiver Verspätung ab 
Mitte 2020

Der Zahlungsabschnitt könne auch am Postschalter zur 
Zahlung verwendet werden. PDF-Rechnungen seien 
nur für Zahlungen am elektronischen Banking geeignet. 

Ausufernde Auslegung der 
Menschenrechte

Die Kritik an der Rechtssprechung ist weltweit nicht zu 
überhören. Bei der Flüchtlingskrise etwa zeigt sich, wie 
stark der Strassburger Gerichtshof das Recht der Staa-
ten und Personen eingeschränkt hat. Dass da richter-
licher Aktivismus stattfindet, der eindeutig über das aus-
geweitet wird, was ursprünglich gewollt war. Der Wille 
zur nationalen Selbstbestimmung ist offenbar bei vielen 
nicht mehr vorhanden! 

Die Schweiz sollte  
ein Bargeld-Land  
bleiben

Die Meldungen häufen sich, dass es 
nicht mehr möglich ist, mit Bargeld zu 
bezahlen. So planen etwa die SBB den 
bargeldlosen Verkauf von Tickets, bei 
Raiffeisen werden zusehends die Schal-
ter abgeschafft und in Postagenturen 
sind Bargeld-Transaktionen staatlich 
eingeschränkt. Gemäss Bundesrat sind 
Geschäfte gemäss Bundesgesetz ver-
pflichtet, schweizerische Banknoten und 
Münzen anzunehmen, es handle sich 
aber um ein dispositives Recht. 

Masseneinwande-
rungs-Initiative

Umsetzung ein klarer Verfassungsbruch, weder jähr-
liche Kontingente, noch Höchstzahlen für die Zuwan-
derung wurden eingeführt. Die Zuwanderung soll durch 
einen «Inländervorrang» gesteuert werden. Jeder in der 
EU wohnhafte legale oder illegale Stellenbewerber gilt 
als «Inländer». Mit dem «Inländervorrang light» wird die 
Abdrängung älterer Schweizerinnen und Schweizer aus 
dem Arbeitsmarkt noch verstärkt. 

Rumänischer Dieb klaut über 
1’000 Flaschen Whiskey 
und Champagner aus  
Supermärkten

Seine Beutezüge fanden während Monaten im Kanton 
Luzern statt, verhökert hat der 44-Jährige das Diebesgut 
in Zürich an Kioskbetreiber. Er wurde zu einer Freiheits-
strafe von 16 Monaten und zu fünf Jahren Landesver-
weis verurteilt. 
Der Beschuldigte gilt als professioneller, zielstrebiger 
und international erfahrener Dieb, wurde bereits 2017 
ausgeschafft und für die Dauer von fünf Jahren mit 
einem Landesverweis belegt. 

Betreuung von Asylanten 
immer umfangreicher,  
immer teurer, immer  
ineffizienter

Den Steuerzahler und Bürger wurde jegliche Kontroll-
möglichkeit der Kostenexplosion entzogen. Laufend 
werden neue weitere Betreuungsinstitutionen geschaf-
fen und ausgebaut. Derzeit ist Betreuung in Genderfra-
gen besonders in Mode. Seit Bundesrat und Parlament 
die Initiative gegen die Masseneinwanderung nicht um-
setzte, sehen sich Betreuungsfunktionäre erst recht im 
Auftrieb. 

«Die UNO ist eine grosse 
Enttäuschung, eine Schwatz-
bude, mit viel zu vielen 
Beamten»

So die 71-jährige Tessinerin und frühere UNO-Chefan-
klägerin und Sonderermittlerin Carla Del Ponte. Die 
UNO müsste dringend reorganisiert werden, nur wenige 
arbeiten wirklich. Mit Blick auf das Ziel einer internati-
onalen Justiz malte sie ein düsteres Bild, «wir sind an 
einem Tiefpunkt angelangt». 2017 untersuchte sie als 
UNO-Sonderermittlerin Kriegsverbrechen in Syrien, 
warf dem UNO-Sicherheitsrat Untätigkeit vor und trat 
aus Protest zurück.

Konstantes Staatswachstum 
von jährlich über einer Milli-
arde Franken ist eine Zumu-
tung an Steuerzahler

Politik und Wirtschaft, aber auch die gesellschaftlichen 
Entwicklungen werden immer unberechenbarer, die 
Folgen für die Schweiz immer unsicherer. Wir müssen 
unserem Staatshaushalt Sorge tragen, um in unsicheren 
Zeiten genügend finanzielle Polster zu haben. Innerhalb 
von zehn Jahren ist der Personalbestand des Bundes 
von rund 32’000 Personen auf aktuell über 37’000 Per-
sonen angestiegen! 



8 Junge SVP Schweiz DIE IDEE 1/2019

Buchvorstellung

Toni Brunner
Die Toggenburger Frohnatur
Toni Brunner wurde gerademal 21-jährig in den 
Nationalrat gewählt. So jung wie noch nie je-
mand in der Geschichte der Eidgenossenschaft. 
Im Frühling 1995 besuchte Toni Brunner noch 
die Rekrutenschule, im selben Herbst dann die 
überraschende Wahl ins Parlament.
Das Leben des jungen Bergbauern veränderte 
sich von einem Tag auf den anderen. Es zog ihn 
vom beschaulichen Bergbauernhof im Toggen-
burg ins Bundeshaus nach Bern. Statt Melkstuhl 
und Kühe, Krawatte und Anzug. Ein Sprung ins 
kalte Wasser. Würde er das politisch überleben? 
Jahre später, als Präsident der grössten Partei des 
Landes wurde es nicht weniger aufregend.
Erfahren Sie spannende Einblicke in Geschich-
ten und Anekdoten aus dem Leben von Toni 
Brunner. Mit einem Vorwort von Dr. Christoph 
Blocher und Beiträgen von Adolf Ogi, Hansjörg 
Walter, Filippo Leutenegger, Andreas Thiel und 
anderen Wegbegleitenden. Autor: Beni Gafner

1. Auflage 2018
240 Seiten, 16,4 x 23,5cm Hardcover, gebunden 
ISBN 978-3-03818-194-1

Bestellungen Talon Seite 9

Der Autor
Beni Gafner, geboren 
1967, ist langjähriger Bun-
deshauskorrespondent für 
diverse Zeitungen, zuletzt 
für die Basler Zeitung. 
Aufgewachsen in Stein am 
Rhein, erlangte er das Leh-
rerpatent in Schaffhausen 
und besuchte anschlies-
send die Journalistenschu-
le MAZ in Luzern. Er ist 
Autor des Buches «Armee 
am Abgrund».

Volksinitiative für ein E-Voting Moratorium 
Gemeinsam ziehen wir dem E-Voting den Stecker

Am 25.01.2019 stellte ein Teil des E-Voting Ko-
mitees die neue Initiative E-Voting Moratorium 
den Medienschaffenden vor. Im Medienzentrum 
Bern treffen sich die Pressekonferenz-Teilneh-
mer Claudio Luck (CCC), Balthasar Glättli (NR 
Grüne), Nicolas A. Rimoldi (JF), Priska Koller 
(FDP), Jean Christoph Schwaab (alt NR SP) und 
Martin Steiger (Anwalt) um den Initiativ-Papi 
Franz Grüter (NR SVP).
An der Pressekonferenz sind von links bis rechts 
einmal alle der gleichen Meinung. Die Zusam-
mensetzung könnte optimaler nicht sein. SVP, 
FDP, Grüne und auch die SP stellen zusammen 
ein gemeinsames Anliegen vor. Auch nicht feh-
len dürfen die Experten vom Chaos Computer 
Club, der durch Claudio Luck an der Presse-
konferenz vertreten wird. «Gemeinsam ziehen 

wir dem E-Voting den Stecker» lautet das Motto 
der heutigen Pressekonferenz. Aber nicht etwa 
für immer, wie Anwalt Martin Steiger erklärt. 
Lediglich für 5 Jahre soll das Projekt E-Voting 
kein Thema mehr sein. Ist der Fortschritt erst 
einmal gross genug, dass man sicher die elektro-
nische Stimmabgabe durchführen kann, wie das 
bei der heutigen Urnenwahl der Fall ist, könnte 
das Parlament die Initiative in 5 Jahren wieder 
aus der Bundesverfassung streichen. Ebenfalls 
unterstützt wird die 
Initiative quer durch 
die Parteienlandschaft 
der Jungen. Die Jun-
ge SVP hat bereits auf 
Ebene Schweiz die 
Unterstützung ange-
kündigt wie auch die 
JUSO Schweiz. Auch 
der JF ist vielerorts 
Befürworter der Initi-
ative. Wir sind über-
zeugt das auch weitere 
Jungparteien noch auf 
Schweizerebene dazu 
stossen werden.
Anfangs März wird 
die Sammlung der 

100’000 benötigten Unterschriften starten. Bis 
dahin suchen wir 10’000 weitere Befürworte-
rinnen und Befürworter. Werden Sie jetzt aktiv 
und setzten Sie zusammen mit uns ein Zeichen. 
Lassen Sie uns unsere einzigartige direkte De-
mokratie für unsere Zukünftigen schützen.

Jetzt unter: www.evoting-moratorium.wecolle-
ct.ch Unterstützer/in werden!

Von 
Michelle Singer 
Sekretärin Junge 
SVP Schweiz, 
3427 Utzenstorf
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Das ideale Geschenk – jetzt zugreifen!

PRO LIBERTATE

Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Operationsziel Schweiz?

Operationsziel Schweiz!

Die Schweiz ist von Freunden umzingelt!

Allein, Staaten haben ja gar keine Freunde, nur Interessen. Bei derVerfolgung von Interessen wird abgewogen zwischen Aufwandund Ertrag. Erscheint der Aufwand, den Neutralen zu überfallengering, der Ertrag gross, heisst es dann bald einmal «Not kenntkein Gebot!» In einer Zeit, in welcher Worte und Tatsachen im-mer stärker auseinanderklaffen, verzichtet der Aggressor selbst aufden Satz, mit dem der deutsche Kanzler Theobald von BethmannHollweg 1914 den Überfall auf das damals neutrale Belgien recht-fertigte.

Die Schweiz der vergangenen gut 200 Jahre war immer wieder dasZiel von ausländischen Operationsplänen, welche bis 1815 gele-gentlich ausgeführt wurden. Seither sind sie Papier geblieben, wasaber in keiner Art und Weise ihre Ungefährlichkeit belegt. Es ver-hält sich im Gegenteil so, dass allein ein gütiges Geschick, ein Min-destmass militärischer Anstrengungen und eine insgesamt erfolg-reiche eigene Politik dem Land den Frieden in der Freiheit bewahrthat. So sind die Planungen von Deutschen, Italienern, Sowjets undanderen mehr in Vergessenheit geraten, zum Teil bis heute gar niebekannt geworden.

Das vorliegende Werk ruft das Vergessene in Erinnerung, keines-wegs um, wen immer es sei, anzuprangern, wohl aber, um Mitbür-gerinnen und Mitbürger daran zu erinnern, dass der ewige Preisder Freiheit auch morgen derselbe sein wird, von dem der Ire JohnPhilpot Curran 1790 in Dublin gesprochen hat: «Die Bedingung,unter welcher Gott dem Menschen Freiheit gegeben hat, ist ewigeWachsamkeit.»
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Matthias Kuster
Jürg Stüssi-Lauterburg
Hans Luginbühl
Wilfred Grab

Operationsziel Schweiz
Angriffe und Angriffspläne gegen die Schweiz seit 1792 —Verteidigung und Verteidigungspläne der Schweiz seit 1792

Mit einem Vorwort von Bundesrat Ueli Maurer

Václav Klaus und 
Jirí Weigl
Völkerwanderung

Thilo Sarrazin
Feindliche Übernahme
So der Titel des neusten Buches von 
Thilo Sarrazin. Es ist wesentlich ver-
ständlicher geschrieben, als alle voran-
gehenden Bücher. Nur Fakten und die 
brisante Darstellung, wie Europa durch 
den Islam überrollt bzw. übernommen 
wird. Wie immer, wenn die ganze Presse 
gegen Sarrazin jault, kann es nur gut 
sein. Dieses Buch wird zum Standard-
werk für alle diejenigen, die wissen wol-
len, wie und ob der Islam rückständig ist 

und wie er unsere Welt bedroht. Und natürlich auch für alle naiven 
Ahnungslosen – damit sie endlich auf den Boden der Realität kom-
men. Sollten Sie dieses Buch (per Zufall…) in Ihrer Buchhandlung 
nicht erhalten… bei uns erhalten Sie es in jedem Fall!

Brandneu!

Jetzt bestellen



10 Junge SVP Schweiz DIE IDEE 1/2019

Impressum
Verleger/Chefredaktor
aNationalrat und aGrossrat Thomas Fuchs, 3018 Bern
tf@thomas-fuchs.ch

Herausgeber:
Förderverein SVP/JSVP

Redaktion DIE IDEE:
Postfach, 3001 Bern

Ständige Mitarbeiter:
Kantonsrat Benjamin Fischer, Ackerstrassee 39, 8604 Volkets-
wil; Nationalrat, Grossrat und Stadtrat Erich J. Hess, Bern; 
Rechtsanwalt, Stadtrat und Grossrat Dr. iur. Patrick Freudiger, 
4900 Langenthal (BE); Janosch Weyermann, 3018 Bern; Andre-
as Gerber, Flühbach 374, 3537 Eggiwil; Niels Rosselet-Christ, 
Place de la Gare 2, 2103 Noiraigue 

Telefon: 079 302 10 09
Telefax: 031 398 42 02
Homepage: www.zeitungidee.ch
E-Mail: idee@jsvp.ch
PC-Konto JSVP DIE IDEE 15-176039-8
BIC POFICHBEXXX
IBAN CH61 0900 0000 1517 6039 8

Layout:
Peter Hofstetter, Lurtigen

Erscheinungsweise: Quartalsweise, deutsch und französisch

Auflage: bis 70’000 Expl.

Abonnemente Schweiz: Fr. 35.–
Abonnemente Ausland: Auf Anfrage

Insertionspreise:
Gerne stellen wir Ihnen unsere Preisliste zu.
Anruf genügt (079 302 10 09).
Der Nachdruck ist mit Quellenangabe und Zustellung eines 
Belegexemplars an die Redaktion gestattet und erwünscht.
Gedruckt auf Recycling-Papier.

Gastkommentare und Inserate müssen sich nicht mit der 
Redaktionsmeinung decken. Wir üben keine Zensur aus, 
wie dies leider heute bei anderen Medien immer mehr vor-
kommt. 

Nein zu diesem Zensurgesetz!
National- und Ständerat haben in der Wintersession 2018 beschlossen, die Rassismus-Strafnorm um den schwammigen Be-
griff der «sexuellen Orientierung» zu erweitern. Ein überparteiliches Komitee, dem die Junge SVP Schweiz angehört, hat gegen 
dieses «Zensurgesetz» das Referendum ergriffen.

Seit ihrer Einführung 1995 ist die Rassismus-
Strafnorm höchst umstritten – gerade auch, weil 
sie naturgemäss von politischer Natur ist. Kri-
tiker bemängeln, dass es bei vergangenen Ur-
teilen mitunter nicht um die Bekämpfung von 
Rassendiskriminierung ging, sondern um die 
Aburteilung pointierter Meinungsäusserungen 
zu Migrationsthemen. Ein Beispiel aus jüngerer 
Vergangenheit: die Verurteilung zweier SVP-
Kader wegen eines Inserates, das einen Ge-
waltakt mit der Überschrift «Kosovaren schlit-
zen Schweizer auf» kommentierte. Oder noch 
jünger: die Verurteilung der Berner Jung-SVP-
Co-Präsidenten Adrian Spahr und Nils Fiechter 
wegen eines Plakats, das offensichtliche Miss-
stände auf Fahrenden-Transitplätzen mit «Aus-
ländische Zigeuner» betitelte.

Was kommt als nächstes?
Man muss klar festhalten: Die Rassismus-
Strafnorm wird missbraucht, um unliebsame 
politische Gegner mundtot zu machen. Diese 
Problematik verschärft sich weiter, wenn die 
«Rassendiskriminierung» neu auch den schwam-

migen Begriff der «sexuellen Orientierung» um-
fasst. Stellt die sexuelle Einstellung tatsäch-
lich ein (der Rasse vergleichbares) beständiges 
Merkmal einer Person dar? Ganz grundsätzlich 
stellt sich die Frage, welche Forderung wohl als 
nächstes kommt. Alle Menschen mit bestimmten 
Merkmalen, und seien sie noch so subjektiv ein-
gefärbt, könnten schliesslich Rechtsansprüche 
auf einen Diskriminierungsschutz anmelden – 
so, wer eine bestimmte Sprache spricht, einer 
bestimmten Altersgruppe angehört oder eine be-
stimmte Haarfarbe hat.

Dass die Forderung im Raum steht, auch Diskri-
minierung aufgrund der gefühlten Geschlechtsi-
dentität (sogenannte «Transgender» oder «Men-
schen eines dritten Geschlechts») rechtlich zu 
verankern, ist bekannt. Dieser Begriff würde 
völlig unklare Parameter umfassen, da soge-
nannte Transgender ihre Identität über ihre Ge-
fühle definieren, die im Widerspruch stehen zu 
ihrem objektiv feststellbaren, biologischen Ge-
schlecht. Das Recht würde sich so komplett vom 
Realitätsprinzip verabschieden – die Büchse der 
Pandora wäre geöffnet.

Unnötiges Gesetz
Es kann nie einen Rechtsanspruch für alle ge-
ben, nicht diskriminiert zu werden. Zusätzliche 
Gesetze, die vor Diskriminierung schützen, sind 
schlicht unnötig. Denn wer Menschen in öf-
fentlichen Auseinandersetzungen aufgrund be-
stimmter Merkmale beleidigt oder herabwürdi-
gt, begibt sich schon heute ins Abseits und erntet 
gesellschaftliche Ächtung. Hass und Diskrimi-
nierung sind in der Schweiz äusserst verpönt. 

Von 
Anian Liebrand, 
ehem. Präsident  
Junge SVP Schweiz

Von 
Andrea Geissbühler
Nationalrätin Bern,
Bern

Warum eine Cannabislegalisie-
rung nur negative Folgen hat

Als ehemalige Polizistin, welche 7 Jahre im Aus-
sendienst bei der Sicherheitspolizei tätig war, 
kenne ich den Drogenmarkt sehr gut. 
Bei einer Legalisierung von Cannabis würde der 
Schwarzmarkt, alles andere als verdrängt. Ein so 
lukratives Geschäft überlässt niemand einfach 
nur dem Staat. 

Was macht der Schwarzmarkt, er verkauft ein-
fach Cannabis mit höherem THC Gehalt und 
gibt den Stoff günstiger ab als der Staat, auch 
gehen sie auf die Jungen los, für welche das 
Cannabis noch verboten ist. Gerade die Jungen, 
welche oft noch labil sind, werden zum Opfer 
von solchen Cannabis Verkäufern. Der Jugend-
schutz lässt grüssen!!! 
Auch wird durch die dauernde Verharmlosung 
von Cannabis die Prävention verunmöglicht. 
Dass Verbote bei Jugendlichen durchaus nützen, 
zeigt eine Umfrage, bei welcher über 50% der 
Jugendlichen sagen, sie kiffen nicht, weil es 
verboten ist! 
Ich möchte eine gesunde und leistungsfähige Ju-
gend / Gesellschaft, und daher muss mehr auf die 
Probleme des Cannabiskonsums hingewiesen 
werden, als alles nur schön zu reden! 

Um sich gegen Ehrverletzung, Beschimpfung, 
Drohung, üble Nachrede oder Verleumdung 
zu wehren, bietet das Strafgesetz zudem schon 
heute solide rechtliche Grundlagen (Art. 173 ff 
StGB).

Lassen wir uns nicht gegeneinander aufhetzen 
und die Meinungsäusserungsfreiheit nicht end-
gültig zu Grabe tragen. Schwule und Lesben 
sind bereits gleichwertige Mitglieder der Gesell-
schaft. Sie haben es doch nicht nötig, per Gesetz 
zur angeblich «schwachen und schützenswerten 
Minderheit» degradiert zu werden.

Unterstützen Sie deshalb bitte das Refe-
rendum «Nein zu diesem Zensurgesetz!»

Spenden in WIR
Sie können Spenden an  
DIE IDEE auch in WIR tätigen.

Spenden in WIR bitte BA  
an DIE IDEE, Postfach 6803,  
3001 Bern, senden. Konto 119 571-37

IBAN: CH27 0839 1114 9384 7000 0

Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung.
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Referendum gegen die Änderung vom 14. Dezember 2018 des Schweizerischen Strafgesetz
buches und des Militärstrafgesetzes (Diskriminierung und Aufruf zu Hass aufgrund der  
sexuellen Orientierung)
Die unterzeichnenden stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger verlangen, gestützt auf Art. 141 der Bundesverfassung vom 18. April 1999 und nach 
dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, Art. 59a-66, dass die Änderung vom 14. Dezember 2018 des Schweizerischen Strafgesetz-
buches und des Militärstrafgesetzes (Diskriminierung und Aufruf zu Hass aufgrund der sexuellen Orientierung) der Volksabstimmung unterbreitet wird.

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind. Bür-
gerinnen und Bürger, die das Begehren unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen. Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt 
oder wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung für ein Referendum fälscht, macht sich strafbar nach Art. 281 beziehungsweise nach Art. 282 des Strafgesetzbuches.

Wichtig: Die Liste ist vollständig oder teilweise ausgefüllt bis spätestens am 20.03.2019 zurückzusenden an das Referendumskomitee «Nein zu 
diesem Zensurgesetz», Postfach 43, 3602 Thun, das für die Stimmrechtsbescheinigung besorgt ist.

Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende ______ (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner in eidgenössischen 
Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.

Dieser Teil ist durch die zuständige Amtsperson auszufüllen.

Im Bundesblatt publiziert am 28.12.2018.

Ort: ___________________________________________ Eigenhändige Unterschrift: ________________________________         

Datum: _______________________________________       Amtliche Eigenschaft: ______________________________________

Amtsstempel:

Referendum gegen die Änderung des Schweizerischen 
Strafgesetzbuches und des Militärstrafgesetzes  
(Diskriminierung und Aufruf zu Hass aufgrund der  
sexuellen Orientierung)

Name                           Vornamen
(eigenhändig und möglichst in Blockschrift)

Geburtsdatum
(Tag / Monat /Jahr)

Wohnadresse
(Strasse und Hausnummer)

Eigenhändige
Unterschrift

Kontrolle
(leer lassen)

1

2

3

4

5

 Ablauf der Referendumsfrist: 08.04.2019

Minderheitenschutz braucht keine Zensur. 
Statt legitime Meinungen zu kriminalisieren 
und Klagewellen zu riskieren sagen wir:  
Nein zu diesem unnötigen Zensurgesetz!

Bereits heute sind Hass und Diskriminierung 
in der Schweiz verpönt. Dazu braucht es  
keine Sprach- und Denkverbote. Darum  
Hände weg vom freien Wort!

www.zensurgesetz-nein.ch

Referendumskomitee
«Nein zu diesem Zensurgesetz» 
Postfach 43
3602 Thun

	Ich möchte das Referendum finanziell  
unterstützen.
Bitte senden Sie mir einen Einzahlungsschein.
Bankverbindung: Nein zu diesem Zensurgesetz
Kontonummer: 50.473.288.190.3 
IBAN CH65 0630 0504 7328 8190 3

 Ich bestelle _______ Unterschriftenbogen
Name / Vorname:
Strasse / Nr.:
PLZ / Ort:
Telefon:
E-Mail:

Bestelltelefon: 033 222 36 37 | E-Mail: info@zensurgesetz-nein.ch | Bogen herunterladen unter www.zensurgesetz-nein.ch

Kanton: PLZ: Politische Gemeinde:

Bitte einsenden an: DIE IDEE, Postfach 2607, 3001 Bern

Weitere Unterschriftenbögen können bestellt werden unter www.zensurgesetz-nein.ch
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www.jsvp-aargau.ch
7.3.2019 Stammtisch, Hausen, 19:30 
Uhr
23.3.2019 GV JSVP AG

Anlässe für die Ausgabe 2/2019 melden an: idee@jsvp.ch – Bitte konsultieren Sie für Details die jeweiligen Homepages!

Veranstaltungshinweise Junge SVP

www.jsvpbern.ch 
5.7.2019 Grillparty, Bienzgut, Bümpliz
22.9.2019 Burezmorge, Bienzgut, 
Bümpliz

www.jsvp.ch
20.10.2019 Nationalrats- und Stände-
ratswahlen

Armeekalender
Calendrier de l’armée
Calendario dell’esercito
Armed Forces Calendar

2019

Armeekalender 
2019
Das willkommene Geschenk für Freunde,  
Bekannte oder für sich selbst.
Bestellen unter Tel. 079 302 10 09 Oberst Thomas Fuchs
oder via Talon Seite 9

Verkaufspreis 

Fr. 20.–

plus Porto

Einladung zum Fachreferat

 

 

JUNGE SCHWEIZERISCHE VOLKSPARTEI 
Parteipräsidium – Postfach 6803 – 3001 Bern 
Telefon 079 394 13 37 – E-Mail info@jsvp.ch – www.jsvp.ch 

     TERMINE 2019 
   

 JAHRESPLAN 2019 
Wochentag Datum Anlass Ort Zeit 

(Beginn) Organisation 

Samstag 26. Januar Delegiertenversammlung (DV) SVP Schweiz   10:30 Uhr SVP Schweiz 
Sonntag 10. Februar Eidgenössische Volksabstimmungen ganze Schweiz     
Samstag 16. Februar Zentralvorstandssitzung (ZV) Junge SVP Schweiz Bern 10:00 Uhr Junge SVP Schweiz 
Samstag 16. Februar Delegiertenversammlung (DV) Junge SVP Schweiz Bern 13:00 Uhr Junge SVP Schweiz 
Samstag 30. März Delegiertenversammlung (DV) SVP Schweiz   10:30 Uhr SVP Schweiz 
Samstag 27. April Kommunikationsseminar Junge SVP Schweiz   10:00 Uhr Junge SVP Schweiz 
Samstag 4. Mai Zentralvorstandssitzung (ZV) Junge SVP Schweiz Aargau 10:00 Uhr Junge SVP Schweiz 
Samstag 4. Mai Delegiertenversammlung (DV) Junge SVP Schweiz Aargau 13:00 Uhr Junge SVP Schweiz 
  Mai Neumitgliederanlass Bundeshaus Bern   Junge SVP Schweiz 
Sonntag 19. Mai Eidgenössische Volksabstimmungen ganze Schweiz     
Samstag 15. Juni Zentralvorstandssitzung (ZV) Junge SVP Schweiz Freiburg 10:00 Uhr Junge SVP Schweiz 
Samstag 15. Juni Delegiertenversammlung (DV) Junge SVP Schweiz Freiburg 13:00 Uhr Junge SVP Schweiz 
Samstag 29. Juni Delegiertenversammlung (DV) SVP Schweiz   10:30 Uhr SVP Schweiz 
Sonntag 30. Juni Tax Freedom Day   ganzer Tag Junge SVP Schweiz 
Freitag - Sonntag 26. - 28. Juli Politcamp der JSVP Schweiz Haus der Freiheit (SG) 3 Tage SVP Schweiz 
Samstag 31. August Delegiertenversammlung (DV) SVP Schweiz   10:30 Uhr SVP Schweiz 
Samstag 12. Oktober Zentralvorstandssitzung (ZV) Junge SVP Schweiz St. Gallen 10:00 Uhr Junge SVP Schweiz 
Samstag 12. Oktober Delegiertenversammlung (DV) Junge SVP Schweiz St. Gallen 13:00 Uhr Junge SVP Schweiz 
Sonntag 20. Oktober Eidgenössische Wahlen ganze Schweiz     
Samstag 2. November Delegiertenversammlung (DV) SVP Schweiz   10:30 Uhr SVP Schweiz 
Sonntag 24. November Eidgenössische Volksabstimmungen ganze Schweiz     

 
 ABSTIMMUNGEN UND SESSIONSDATEN 
Abstimmungen Session Eidg. Räte ZV Junge SVP DV Junge SVP DV SVP Schweiz 

10. Februar 
19. Mai 
20. Oktober 
24. November 

04. März bis 22. März 
03. Juni bis 21. Juni 
09. September bis 27. September 
02. Dezember bis 20. Dezember 

16. Februar 
04. Mai 
15. Juni 
12. Oktober 

16. Februar 
04. Mai 
15. Juni 
12. Oktober 

26. Januar                 30. März 
29. Juni                     31. August 
02. November 
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Bild: © Stadt Biel

Von 
Sandra Schneider 
Grossrätin und Stadt
rätin, Biel/Bienne

Diskriminierende Frauenquoten

An seiner letzten Sitzung im 2018 diskutierte 
der Bieler Stadtrat über einen Vorstoss, der 
die Einführung einer Frauenquote in der städ-
tischen Verwaltung verlangte. Die Motionäre 
forderten dabei auch einen Frauenanteil von 
50% in Verwaltungsräten und Geschäftslei-
tungen städtischer Betriebe. Bis zur Erreichung 
dieses Zieles dürften vakante Stellen nur noch 
mit Frauen besetzt werden. Ich sage es vorweg: 
Das Thema geht mir auf die Nerven. Ging es frü-
her um die – durchaus berechtigte! – Forderung, 
Frauen und Männer rechtlich gleich zu stellen, 
handelt es sich heute nur noch um ein Gejammer. 
Die Politik heutiger Feministinnen drückt sich in 
erster Linie darin aus, dass sie sowohl Männer 
als auch Frauen gleichermassen diskriminieren. 

Ein Mann kann sich auf eine Führungsposition 
bewerben und erhält den Job nicht, selbst wenn 
er bessere Qualifikationen vorweisen kann. Im 
Gegenzug erhält eine Frau die Stelle und muss 
dann jeden Tag ihr Können unter Beweis stellen, 
um bei Kollegen nicht als Quotenfrau abgestem-
pelt zu werden. Quoten benachteiligen Männer 
und demotivieren Frauen. 
Auch fällt auf, wie inkonsequent die Quoten-
Forderung gehandhabt wird. Braucht es auch 
eine im Militär, bei der Polizei und in der 
Feuerwehr? Braucht es umgekehrt eine Män-
nerquote bei Primarschullehrern oder im Pfle-
gebereich? Und wenn ja, wäre es dann richtig, 
einen Mann einer Frau mit Hinweis auf das 
Geschlecht vorzuziehen? In welche Kategorie 
fallen Transgender-Menschen und solche, die ihr 
Geschlecht nicht definieren wollen? Die Forde-
rung ist absurd und so führt auch die Diskussion 
ins Absurde. 
Diese künstliche Geschlechterfrage ist mühsam 
und unnötig. Schlussendlich geht es nicht um 
«Frau oder Mann», sondern ausschliesslich um 
Menschen. Um einen Menschen mit seinen Ei-
genschaften, Talenten und Qualifikationen. Das 
sollten denn auch die Kriterien bei der Auswahl 
für eine Stellenbesetzung sein. Es ist erfreu-
lich, dass dies auch zahlreiche Linke so sehen 

und sich nicht auf Frauenquoten versteifen. Im 
Kanton Bern tritt für die SP ein Mann zu den 
Ständeratswahlen an. Im Kanton Aargau nomi-
nierten die Sozialdemokraten hierfür sogar einen 
Kandidaten statt eine Kandidatin – selbst unter 
Linken gibt es also durchaus wichtigere Krite-
rien als das Geschlecht. 
Der Vorstoss im Bieler Stadtrat wurde denn auch 
abgelehnt. Kompetente Frauen sind weder Opfer 
noch müssen sie von Feministen bevormundet 
werden. Wer sich diskriminiert fühlt, soll dage-
gen klagen und seine Rechte einfordern. Achten 
wir im neuen Jahr lieber auf Quoten und Zahlen, 
die wirklich wichtig sind: Sozialhilfe, Krimina-
lität, Migration, Finanzen.
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Leserbriefe

Der Irreführung 
von oben erlegen!
Die Selbstbestimmung leider nicht gewonnen, 
bald wird auch der linke grüne Traum gegen die 
Zersiedelung verboten und zerronnen.
Die Verunsicherung der Stimmbürger hat verfan-
gen, unser Ansehen im Ausland ist vergangen!
Obwohl in unserem Lande Menschenrechte 
schon lange gelten, wird uns nun die EU noch 
mehr schelten!
Die Schweiz wird brav alle «moralischen» Ge-
setze nicht verletzen, im Gegensatz zu Staaten, 
welche sich Elementarstem widersetzen!

Marcus Stoercklé jun., 4052 Basel

Warnung vor EU-
Beitritt
Zuerst möchte ich Ihnen danken und ein grosses 
Kompliment zu Ihrer Zeitschrift «Idee» ausspre-
chen!
Die Frau Ursula Plassnik hätte besser gesagt: 
«Die Schweiz ist in Vielem vorbildlich, vor allem 
was die Souveränität und die Direkte Demokratie 
betrifft. Die EU sollte von der Schweiz lernen».
Interessanterweise hat dies unser Grüner Van der 
Bellen, unser BP anlässlich seines Besuches in 
der Schweiz gesagt, die Schweiz ist in fast allem 
besser!
Ich kann die Schweiz nur vor einem EU-Beitritt 
warnen. Die EU ist ein Zwitter, die Macht wird 
einmal von der Wirtschaft ausgeübt, darum wird 
die Schweizer Wirtschaft, die Grosskonzerne 
usw. einem Beitritt immer das Wort reden, zum 
anderen wird in gesellschaftspolitischen Fragen 
die Macht von den Linken und Grünen bestimmt, 
ein gottloser Verein mit Genderwahnsinn, Ehe 
für alle usw.
Der Teufel schläft bekanntlich nicht, darum lie-
be Schweizer, seid wachsam und beherzigt die 
Worte von Nikolaus von der Flühe!

Alwin Häle, A6835 Muntlix

Cannabis legalisieren?

Legalisierung heisst Kapitulation

Mit grossem Erstaunen habe ich den Artikel in 
der Idee der JSVP , gelesen man solle Cannabis 
legalisieren. Der Artikel ist von einem Herrn 
Nespolo, der offenbar in Küblis wohnt und ein 
waschechter Bündner ist. Nur ist der Name 
vom japanischen Wollmispelbaum abgeleitet, 
der gerade in Sizilien gut gedeiht und Sizilien 
ist ein Hauptanbaugebiet für die Früchte dieses 
Baumes; dort ist der Name auch verbreitet. Zu 
den Argumenten von Herrn Nespolo könnte man 
mit der Widerlegung ein ganzes Buch füllen. Na-
türlich verdient die Mafia viel Geld damit. An-
geblich kann man nach ihm den Schwarzmarkt 
zum Verschwinden bringen. Den Schwarzmarkt 
kann man aber nicht zum Verschwinden bringen, 
im Gegenteil, in Colorado boomt er seit der 
Legalisierung richtiggehend.(Legalization of 
Marijuana in Colorado. The Impact.) In seiner 
Fixierung auf die Gewinne vergisst Herr Nespo-
lo, dass die Mafia nicht für die Folgen ihrer Taten 
einzustehen hat, sie streicht nur die Gewinne ein. 
In der Schweiz wird aber der Bürger durch die 

Folgekosten, nämlich durch steigende Steuern, 
KK-Prämien und Sozialkosten belastet.Warum? 
Die Verkehrsunfälle werden zunehmen, damit 
die Kosten für Polizei, Versicherungen, KK. Die 
Krankheiten und Psychosen werden zunehmen 
und damit die KK-Prämen und die Verwahrung 
der Täter. Die Jugendlichen werden verwahrlo-
sen und keinen Beruf mehr lernen wollen, wir 
dürfen sie dann unterstützen und hätten dann 
die Sozialkosten in Form von immer höheren 
Steuern zu tragen. Schon die hochgepriesene 
Politik von alt BR Dreifuss hat uns Milliarden 
gekostet und einer ganzen Sozialindustrie den 
Weg bereitet. In der Schweiz haben aber die Pri-
vathaushalte weltweit den höchsten Schulden-
stand. Offenbar möchte Herr Nespolo mit seiner 
Idee diesen noch kräftig ansteigen lassen, denn 
schliesslich zahlt der Steuerzahler und nicht der 
Staat für eine verfehlte Drogenpolitik.
 
Dr. Alexandra Nogawa, 4052 Basel

Ich war äusserst erstaunt, dass aus den Reihen 
der SVP ein solcher Vorschlag kommt. Sicher 
muss das Thema Umgang mit Hanf in der Ge-
sellschaft diskutiert werden, Handlungsbedarf 
ist da sehr angebracht. Jedoch Ihre Aussage, dass 
laut einer Umfrage drei Prozent der Befragten im 
letzten Monat Hanf konsumiert haben und dies 
der Grund sei es zu legalisieren, ist befremdlich. 
Eine Umfrage würde wohl auch ergeben, dass 
im letzten Monat drei Prozent der Autofahrer 
innerorts zu schnell unterwegs waren, oder mit 
zu viel Promille. Dies ist aber noch lange kein 
Grund, das Gesetz zu ändern.
Ihr Argument, dass der Staat die Einnahmen kas-
sieren könnte, statt die Dealer… Was ist mit all 
den Dealern, die bewusst illegale Geschäfte ma-
chen, glauben Sie wirklich, sie würden ab sofort 

legales Handwerk betreiben? Korrekt ist, dass 
die Strafen für Verkauf erhöht werden müssten, 
damit die Folgekosten bezahlt werden könnten. 
Wer bezahlt für all die jungen Menschen die mit 
einer Psychose eingeliefert werden? Laut Stati-
stik sind es siebenmal mehr bei den Kiffern als 
bei Nichtkiffern. Wer bezahlt für die Arbeitsaus-
fälle, die Unfallopfer, weil die Bekifften nicht 
mehr voll wahrnehmungsfähig sind? Cannabis 
ist eine berauschende Droge die mit ihrer Wir-
kung die Blut-Hirnschranke problemlos über-
winden kann und sich zudem im Fettgewebe ein-
lagert und seine schädliche Wirkung viel länger 
und intensiver ist als bei Alkoholkonsum. (Ohne 
den Alkoholkonsum schönreden zu wollen.)
Auch zeigen Beispiele aus Kalifornien, dass die 
Legalisierung nicht so funktioniert, wie uns die 

Experten das vorausgesagt haben. Die heutige 
gängige Verharmlosungspolitik ist nicht weiter 
tolerierbar.
Eine Legalisierung ist eine endgültige Kapitula-
tion und ich bin nicht fürs Kapitulieren. Ich hoffe 
Sie auch nicht.

Ruedi Reusser, 2564 Bellmund

Was ist Ihre Meinung? 
Bitte schreiben Sie an  
DIE IDEE, Postfach 6803, 3001 Bern 
idee@jsvp.ch
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I n  d e n  K a n t o n s r a t , 
fü r  den  Bez i rk  Me i l en  /  ZH

Hans-Peter Amrein
2x auf Ihre Liste      hpamrein.ch

Kosten für 
Krankenkasse 
senken!

Von 
Verena Herzog
Nationalrätin SVP 
Thurgau,
Frauenfeld TG

Cannabis nicht verharmlosen

Wie ihrem ausgezeichneten Positionspapier 
2015-19 entnommen werden kann, lehnt die 
JSVP die Legalisierung von illegalen Drogen 
und Rauschmitteln aus gesundheitsschädi-
genden Gründen und den damit verbundenen 
Kosten ab. Da der Jugendschutz und eine wirk-
same Aufklärung betreffend Cannabis bis anhin 
nicht funktionieren, sucht Fabio Nespolo aktuell 
nach neuen Lösungen.
Tatsächlich wurden in der Vergangenheit zwar 
millionenschwere Antiraucherkampagnen lan-
ciert, aber die Schädlichkeit von Cannabis nicht 
nur sträflich vernachlässigt, sondern banalisiert. 
Auch eine wirksame Repression findet leider nur 
begrenzt statt.
Tatsache bleibt jedoch, dass: 
1. Cannabis eine psychoaktive, gesundheits-
schädigende Droge ist und deshalb dem Betäu-
bungsmittelgesetz untersteht.
2. Die Schädigung der Lunge durch Cannabis 
ein Vielfaches gegenüber einer normalen Ziga-
rette ist, da erstens der Hanf ohne Filter geraucht 
und zweitens der Rauch viel tiefer inhaliert 
wird, um auch eine möglichst grosse Wirkung 
zu erzielen.
3. Cannabis v.a. für Jugendliche hirnschädigend 
ist. Regelmässige Kiffer, und um diese geht 
es, haben grosse Konzentrationsschwierigkeiten 
und Verlust der Merkfähigkeit.
4. Bei jungen Menschen durch regelmässigen 
Konsum oder bei genetischer Veranlagung schon 
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bei geringen Mengen Cannabis, eine Psychose 
oder Schizophrenie ausgelöst werden kann. 
5. Cannabissüchtige durch mangelnde Konzen-
trationsfähigkeit nicht nur ihr eigenes, sondern 
auch das Leben ihrer Mitmenschen gefährden, 
sei es im Strassenverkehr oder in einer verant-
wortungsvollen Arbeit in Beruf und Freizeit. 
– Werte wie Zuverlässigkeit, Sicherheit und 
Schweizer Präzision, die uns den Wohlstand 
gebracht haben, verschwinden in weiter Ferne!
Leider kenne ich nur aus dem Kollegenkreis un-
serer drei erwachsenen Kinder gleich drei junge 
Opfer, die durch ihre genetische Veranlagung, 
durch den Cannabiskonsum vermutlich ein Le-
ben lang mit Psychosen oder Schizophrenie zu 
kämpfen haben, ihren Freundeskreis, ihre Lehr-
stelle etc. verloren haben und trotz ursprünglich 
normaler bis hoher Intelligenz nur noch ab und 
zu mal einen Hilfsjob ausüben können. 
Fabio Nespolo argumentiert mit möglichen Steu-
ereinnahmen, die für die Prävention verwen-
det werden könnten. – Der volkswirtschaftliche 
Schaden bei Kiffern, die über Jahre IV beziehen 
und keinen anständigen Job ausüben können, 
kostet nebst dem Leid jedoch ein Vielfaches. 
Die SVP ist eine freiheitliche Partei. Wirklich 
frei ist man jedoch nur ohne Sucht und ohne 
Drogen. 

Erfahrung gehört in den Kantonsrat
Lorenz Habicher
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Izabella Nilsson Jarvandi Bettina Bochsler 
Bild: zvg Bild: zvg

Die 16jährig Schwedin, Greta 
Thunberg, ist seit dem Welt Eco-
nomic Forum (WEF) in Davos 
schweizweit die bekannteste Akti-
vistin und das Gesicht im Kampf 
gegen den Klimawandel.
In den Medien vollständig ver-
schwiegen wurde gleichzeitig die 
15jährige Schwedin, Izabella Nils-
son Jarvandi, welche sich gegen 
die Globalisierung und den Uno-
Migrationspakt wehrt.
Doch in den Mainstream-Medien 
finden nur politisch korrekte Stim-
men Gehör und so dürfen wir die 
Argumente von Izabella nicht er-
fahren. Schade, dies hätte uns min-
destens so interessiert.
Aber vielleicht wären wir dann 
wirklich in Panik geraten und hät-
ten die Angst gespürt, welche Iza-
bella jeden Tag spürt.

Die grüne Berner Gerichtspräsiden-
tin Bettina Bochsler blühte bei der 
Verurteilung der beiden Co-Prä-
sidenten der Jungen SVP Kanton 
Bern förmlich auf und redete sich 
wegen dem Inserat gegen Stand-
plätze für Zigeuner richtiggehend 
in Rage. «Eine Differenzierung 
suche man vergeblich. Auch finde 
sich keine Bejahung privater Tran-
sitplätze, sondern nur eine bedin-
gungslose Ablehnung aller Transit-
plätze. Solche seien aber ein Recht 
fahrender Minderheiten». Diese 
Begründung einer linken Richte-
rin heisst faktisch, dass sich alle 
Grossräte strafbar machen, welche 
Kredite für Transitplätze von Fah-
renden bedingungslos ablehnen. Ist 
das die kommende Gerichtsdikta-
tur? Gut ziehen Adrian Spahr und 
Niels Fichter dieses skandalöse Ur-
teil weiter.

So wären die Benzinpreise ohne Steuerzuschläge! 
Traumhaft!


